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Die internationale Kommission für Intervention und Staatssouveränität entwickelte 2001 das Konzept „responsibility to protect“. Die Idee war, dass souveräne Staaten eine Verantwortung (responsibilty) gegenüber ihren Bürgern tragen, diese vor Katastrophen, vor Massenmorden, vor Vergewaltigungen und Hunger zu schützen – wenn sie aber unwillig/unfähig sind, diese Verantwortung wahrzunehmen, dann muss sie von der breiteren Gemeinschaft von Staaten übernommen werden.


Dezember 2004 wurde diese Idee in einer Debatte der UN berücksichtigt, indem sie auf die internationale Verantwortung gegenüber den humanitären Desaster von „Somalia, Bosnien+ Herzegowina, Rwanda, Kosowo und nun Darfur, Sudan“ hinwies.


Man kann eine Zunahme des internationalen Verantwortungsgefühls für Schutz vor solchen Desastern verzeichnen. Das UN-high-level-panel spricht nebst dieser „responsibility to protec“ von einem „right to intervene of any state“ von der „responsibility to protect of every state“.


März 2005 wurde dieser Befund vom UN Generalsekretär befürwortet und folgendermassen bezeichnet: „In Lager Freedom: Towards Development, Security and Human Rights vor All“


September 2005 wurde das Konzept „responsibility to protect“ in das outcome document oft he high-level meeting von der General Assembly aufgenommen. Dieses outcome document beinhaltet zwei Paragraphen: (138+139) Die versammelten Staatsführer und Regierungen nehmen ihre Verantwortung wahr die Gesellschaft von Genociden, Kriegsverbrechen, ethnische Säuberungen und Verbrechen gegen die Menschheit zu schützen.


Diese Artikulation des Konzepts „responsibility to protect“ ist eine beachtliche Leistung und zählt zu den wichtigsten Ereignissen der Weltgipfeltreffen im 2005. Dieses Konzept hebt den Schutz von Bürgern von der inländischen Staatsführeraufgabe, auf die grössere, internationale Gemeinschaft von Staaten und bringt so einen shift von dem Elite-basierten-System des Führens auf hinzu einem normativen Framework Schutz für gewisse globale Gesellschafts- und Bürgerinterssen zu gewährleisten.

Das Problem ist, wie dieses Konzept als eine verbindliche, internationale Norm durchgesetzt werden kann und nicht bloss eine leere Klausel ist.  

Interpretative und normative Unterschiede: Verschiedene Bedeutungen

4 Dokumente:

- The Report of the Commission on State Sovereignty and Intervention

- The High-Level Panel Report

- The Report of tue Secretary-General

- The Outcome Document of tue 2005 World Summit

The Commission on State Sovereignty and Intervention:

· Fokus auf die Beziehung zwischen Souveränität + Intervention

· Reformulierung von Souveränität. Souveränität bedeutet Verantwortung nicht Kontrolle.

· Shift vom „Recht auf Intervention“ - zu - „Verantwortung zu Schützen“

· Primäre Verantwortung gegenüber Staaten, welche unwillig oder unfähig sind ihre Verantwortung gegenüber ihren Bürgern wahrzunehmen respektive Menschrechte verletzen. 

· Diese Verantwortung jedes einzelnen Staates, aber auch der Staatengemeinschaft braucht nicht nur „Reaktionen auf Verantwortungsverletzung“ sondern eine andauerndes Engagement Konflikte zu vermeiden

· Staaten haben eine „internal and external responsibility“. Sie haben eine interne Verantwortung ihre Bürger zu schützen und eine externe internationale Verantwortung durch die UN (United Nations)

· Unter drei Umständen schaltet sich die internationale Staatengemeinschaft ein:

1. Wenn ein Staat unfähig/unwillig ist „responsibility to Protest“ wahrzunehmen

2. Wenn ein Staat selbst der Verursacher von Verbrechens- / Gräueltaten (atrocities) ist

3. Wenn Menschen außerhalb eines Staates, an diesem Ort, bedroht werden

The High-Level Panel Report

· The High-Level Panel Report ist direkt mit einer institutionellen Reform der UN verbunden gewesen
· The High-Level Panel Report wurde zur Stärkung des kollektiven Sicherheitssystems ins Leben ger.
· Zwei Konzepte werden vertreten: Erstens die Beziehung zwischen Souveränität und Verantwortung und zweitens Kapitel 7 der UN Charta: Gewaltanwendung (use of force) in Fällen von internen Bedrohungen oder der Responsibility to Protect
· Die Idee der Responsibility to Protect wurde Part der UN Reform. Der Security Council der UN hat somit nicht nur Autorität sondern auch Verantwortung in humanitären Krisen aktiv zu werden.
· Unlike the Commission on State Sovereignty and Intervention, tue panel did Not envisage (voraussehen) that an international Responsibility to Protest could bei invoked by coalitions of tue able and willig ob regional organizations in tue absence of Security Council authorization. 
· Nur der „Security Council“ darf die kollektive internationale Verantwortung ausführen und nur wenn militärische Intervention auf dem Spiel steht. Dieses Anliegen wurde aufgenommen nachdem man das UN System nach der Invervention 2003 im Irak verfestigen wollte.
The Report of the Secretary-General
· Das Konzept des Report of the Secretary-General bewegte sich weg vom Aspekt der Gewaltanwendung und setzte die Diskussion über Freiheit in Würde zu Leben frei im Ablösen der Idee von einer Gleichsetzung von Verantwortung + militärischer Gewaltanwendung.

· Kombinieren des Zwangs von kollektiver Aktion mit einer gemeinsamer Vision der Entwicklung

· Gewaltanwendung ist die letzte zu ergreifende Möglichkeit „ultima ratio“ und wird nur durch den „security council“ ausgeführt. Die Idee der responsibility of Protest wird dabei eher um zu erzwingen benützt als um Gewaltanwendung zu legitimieren

· Aber der Report hat gesetzlich keine Substantiven Veränderungen hervorgebracht und er hat keine Möglichkeit geschaffen unilaterale Aktion leigitm zu machen wenn ein Staat in einer humanitären Krise steckt, da z.B immer noch Veto eingelegt werden kann um Interventionen in Genocidebekämpfungen zu stoppen

The Outcome Document of tue 2005 World Summit
· Die Form und Inhalt des Konzepts wurden schon vor dem High-Level Panel Meeting intensiv debattiert. Mehrere Staaten (Algerien, Belarus, Kuba, Ägypten, Iran, Pakistan, Russland +Venezuela) wollten „the responsibility to Protect“ im Outcome Document beinhaltet haben. Denn einige dachten das Outcome Document sei zu „offen“ für Missbrauch und andere befürchteten es sei nicht kompatibel mit der UN Charta. Die U.S Delegation schlug vor dass die Idee Internationale Verantwortung wahrzunehmen eher als eine moralische Verantwortung gesehen werden sollte um angebrachte, diplomatische, wirtschaftliche und humanitäre Wege für Konfliktlösungen zu finden und nicht ein Recht auf Intervention zu schaffen.

· Umgesetzt wurde im Outcome Document schließlich ein Kompromiss und bildet einen Mix von politischen und gesetzlichen Betrachtungen der diskutierten Thematik. Die klarste Vereinbarung des Outcome Documents findet in Paragraph 138 seine Gültigkeit, mit dem Statement: Each individual state has the responsibility to protect it‘s population from genocide, war crimes, ethnic cleansing and crimes against humanity.

· The Outcome document formuliert:

- responsibility to prevent

- responsibility to react*

- responsibility to rebuild

* Bei der responsibility to react, wird aber nicht auf militärische Intervention fokussiert, sondern dass durch die UN Charta, die internationale Staatengemeinschaft die Verantwortung hat, angemessene diplomatische, humanitäre + andere friedliche Lösungswege sucht! 

· Die Staaten stellen sich zwar im Outcome document bereit zu handeln, aber es hört sich eher so an als sei es eine voluntäre Aktion schliesslich wirklich in der Intervention mitzuwirken.. auf einer "case-by-case basis" die vom Security Council geführt wird. 

· Das Outcome dokument ist also nicht wie das high-level-panel Verantwortungsakzentuiert und kreiert nicht solch eine gesetzliche Pflicht zur Intervention. Im outcome document wird von Fall zu Fall entschieden und es wird fortzu entschieden was eine "angemessene" Lösung ist.

· Als Konsequenz der responsibility to rebuild / postintervention wurde die "Peacebuilding commission" gegründet, welche dazu dienen soll den Schritt von Krieg bis hinzu bleibendem Frieden zu schaffen.

Tradition versus Innovation

Die währenden internationalen Konflikte rufen Zweifel an der Umsetzung der genannten "responsibility to protect" Konzepte. Einige Punkte der Konzepte wurden zwar im internationalen Gesetz umgesetzt, andere sind aber so innovativ, dass sie es noch nicht bis zur Umsetzung geschafft haben. Einige der Ideen waren aber schon in der Vergangenheit von Bedeutung

Souveränität als Verantwortung: Der Shift von Souveränität als Kontrolle zur Souveränität als Verantwortung scheint weniger radikal zu sein als in der Vergangenheit geglaubt wurde. Das Verständnis, das Staaten als Agenten funktionieren und Verwalter von Bürgern sind, die durch die Staatshandlungen betroffen sind ist kein 20.Jhrt Denken. Es erschien schon bei Hugo Grotius (1645), welcher behauptete, dass das Konzept von Gesetzen nur auf der Annahme gründet, dass Gesetze nur für den Nutzen der Bürger geschaffen werden. Der Kontraktualist John Locke hatte eine ähnliche Sicht in dem er die Beziehung von Staat und Bürgern durch Vertrauen definierte. Das Wort "Vertrauen" findet in seiner Schrift sogar öfters Verwendung als Vertrag bzw. Kontrakt.

Seit dem 17.Jhrt gab es Versuche Individuellen und Gruppen internationalen Schutz zu gewährleisten von den möglichen Gräueltaten der Staatsautorität. Souveränität hieß nie, dass ein Staat sich ohne nach links und rechts zu schauen so verhalten konnte, wie es ihm gerade passte. 

Nach dem 2.WK wurde die UN Charta, sowie die Menschenrechte eingeführt. Mit diesen Instrument wurde die klassische Sicht der Gleichstellung von Souveränität und Macht endgültig verworfen.1947 wurde die UN Charta als gesetzliche Doctrine aufgestellt. Und sie wurde offenbar durch die Entfesselung des Kapitels 7 nach dem Kalten Krieg. Souveränität kann als nicht als Schild oder Ausrede gegen humanitär Intervention gebraucht werden..

In der Afrikanischen Union wurde vor einigen Jahren "the right of the union to intervene in a member state pursuant(verfolgend) to a decision of the assembly in respect of grave circumstances, namely: war crimes, genocide and crimes against humanity" eingeführt. Dieses Konzept basiert auf der gleichen Annahme, dass Souveränität den Zweck hat die Bürger eines Staates zu schützen. 

Rahmenbedingungen der Intervention: 
In den 90ern schuf Generalsektretär der UN Boutros Boutros-Ghali das Konzept der "AGENDA OF PEACE", welche peacekeeping als präventive Diplomatie unterscheided von "post-conflict-peacebuilding". Es braucht Strategie um eine Lösung durchzusetzen. 

Der High-level-panel und the commission of State Sovereignity haben hierbei die Rechtmäßigkeit von Intervention vorgeschlagen. All diese Beispiele illustrieren, dass die Elemente des Konzepts "responsibility to protec" schon länger als ideologische Prinzipien vorhanden sind.

Bedingte progressive Entwicklung des Gesetzes:

Gegenwärtiges internationales Gesetz verhängt nur bedingte Pflichten an Staaten. ILC international law commission (Völkerrechtskommission) ist ein Nebenorgan der UNO. Das ILC hatte sich nur auf die internationale Verantwortung gegen Genocide zu intervenieren fokussiert, das Outcome Document vom Weltgipfel 2005 fügte aber noch Interventionen bei Kriegsverbrechen, ethnischen Säuberungen und Menschenrechtsverletzungen hinzu. Wenn die responsibility to protect wie im Outcoome Document beschrieben auch gesetzliche Konsequenzen nach sich zieht, dass ist dies sicherlich ein Fortschritt zu den gesetzlichen Erschwingungen des ILC.

Mehrdeutigkeiten

Alle 4 Konzepte behandeln nicht wie man mit dem Missbrauch/Vernachlässigung der Verantwortung zu Intervenieren umgehen soll. Es gibt keine gesetzlich festgelegten Saktionen, welche Staaten die ihre Verantwortung nicht wahrnehmen, zur Rechenschaft ziehen würde. Es wird stark in Frage gestellt ob die Architekten der "resonsibility to protect" überhaupt zum Ziel hatten ein konsequentes internationales Gesetz auf die Beine zu stellen, das auch harte Sanktionen beinhalten würde. Vielmehr schien es ein "soft law" oder gar nur ein politische Prinzip zu bleiben.

Konklusion

Bei der Untersuchung der 4 Konzepte hat sich gezeigt das "responsibility to protect" ein Konzept mit allerlei verschiedenen Elementen ist. Der Hauptgedanke des Konzepts - RESPONSIBILITÄT BEINHALTET VERANTWORTUNG - ist international und in der UN weit akzeptiert. Aber jede der 4 Konzepte hat verschiedene Akzentuierungen. Diese Unterschiedlichkeit führt auch zum Erfolg, weil mit verschiedenen Schwerpünkten verschiedene Ziele erreicht werden könnte. 5 Vorschläge heben die verschiedenen Komponenten hervor:

1. Der Staat hat die Pflicht seine Bürger auf seinem Territorium zu schützen

2. Staaten, welche diese Pflicht versäumen besitzen eine schwache Souveränitäts-Defensive

3. Fremde Instanzen können gewaltlos intervenieren (humanitär, diplomatisch, friedlich)

4. Fremde Staaten können gewalttätig intervenieren

5. Fremde Instanzen haben eine gesetzliche Obligation zu Handeln

